SATZUNGEN

für die öffentlich-rechtliche Weggenossenschaft „






 ”.

§ 1

Name, Sitz und Rechtsgrundlage der Genossenschaft

1.

Die Genossenschaft führt den Namen „








” und hat ihren Sitz in 












.

2.

Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes und ist entstanden mit Rechtswirksamkeit der Verordnung der Gemeinde 





 vom 





GZ.:



, mit welcher Verordnung die Zusammenfassung der Beitragspflichtigen zur öffentlich-rechtlichen Weggenossenschaft verfügt wurde.

§ 2

Zweck der öffentlich-rechtlichen Weggenossenschaften

1.

Zweck ist die Erhaltung des nachstehend angeführten öffentlichen Interessentenweges, die Leistung der hierfür erforderlichen Sach-, Arbeits- und Geldaufwendungen sowie deren Umlegung auf ihre Mitglieder.

2.

Die Weggenossenschaft ist auch bereit, den Bau dieses Weges zu übernehmen.

3.

Der öffentliche Interessentenweg  











§ 3

Mitglieder der Genossenschaft

1.

Mitglieder der Genossenschaft sind die auf Grund der Verordnung der Gemeinde 







 vom 




 , GZ.: 



 in die Genossenschaft einbezogenen Liegenschaftsbesitzer und sonstigen Verkehrsinteressenten. 

2.

Der Rechtsnachfolger eines Mitgliedes der Genossenschaft tritt mit allen aus der Mitgliedschaft sich ergebenden Rechten und Pflichten in die Genossenschaft ein.

3.

Die Mitgliedschaft an der Genossenschaft erlischt  durch deren Auflösung oder durch Austritt mit Zustimmung der Genossenschaft.

§ 4

Rechte und Pflichten der Mitglieder

1.

Jedes Mitglied der Genossenschaft ist berechtigt, an der Verwaltung der Genossenschaft gemäß den Satzungen, insbesondere an der Mitgliederversammlung mit Stimmberechtigung teilzunehmen, Anträge zu stellen, Aufklärungen zu verlangen, in die Jahresrechnung Einsicht zu nehmen, zu wählen und gewählt zu werden.

2. 

Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Bestimmungen dieser Satzung einzuhalten und nach dem mit Bescheid der Gemeinde  






 vom 



 , GZ.: 






 bestimmten Anteilverhältnis an der Erfüllung der Aufgaben der Genossenschaft teilzunehmen.

3. 

Weiters sind die Mitglieder insbesondere verpflichtet:

a) den satzungsgemäßen Beschlüssen der Mitgliederversammlung und des Ausschusses sowie den Anordnungen des Obmannes in Gemeinschaftsangelegenheiten nachzukommen;

b) die aus der Mitgliedschaft entspringenden Leistungen dem Anteilverhältnis entsprechend rechtzeitig zu entrichten;

c) den Obmann oder dessen Stellvertreter auf etwa vorkommende Beschädigungen oder Missstände des Interessentenweges unverzüglich aufmerksam zu machen;

d) im Falle der Wahl zu einem Organ der Genossenschaft diese Wahl anzunehmen und die bezüglichen Geschäfte gegen Ersatz etwaiger Barauslagen pünktlich und gewissenhaft zu erfüllen; eine auf die eben abgelaufene Amtszeit unmittelbar folgende Wiederwahl kann jedoch abgelehnt werden.

§ 5

Beitragsleistungen

1.

Der Aufwand für die Erhaltung und der allfälligen Herstellung des Interessentenweges samt dessen Anlage sowie für die sonstigen bei der Verwaltung der Genossenschaft entstehenden Auslagen wird durch jährliche Vorschreibung auf die Mitglieder nach dem Anteilverhältnis umgelegt.

2.

Die Beitragsleistungen werden entsprechend dem Finanzierungsplan als Geldleistung den Mitgliedern vorgeschrieben. Der Ausschuss der Genossenschaft kann die Abstattung dieser Beträge ganz oder teilweise in Form von Arbeitsleistungen (Hand- bzw. Fuhrleistungen) oder Naturalleistungen (Sachlieferungen) genehmigen. Beitragsleistungen sind termingemäß zu erbringen.

3.

Erhaltungskosten, sowie allfällige Herstellungskosten, sowie sonstige Kosten und Auslagen, die ein Mitglied oder dessen Beauftragter schuldhaft herbeigeführt hat, sind von dem betreffenden Mitglied allein zu tragen.

4.

Die Verpflichtung zur Beitragsleistung mit Ausnahme allfälliger Rückstände erlischt mit dem Ausscheiden aus der Genossenschaft oder mit deren Auflösung.

5.

Rückständige Genossenschaftsbeträge sind auf Ansuchen der Genossenschaft nach den Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes, BGBl. Nr. 172/1950, einzutreiben.

§ 6

Organe der Genossenschaft

1.

Diese sind:

a) die Mitgliederversammlung

b) der Ausschuss

c) der Obmann

d) der Obmannstellvertreter

e) der Kassier

f) der Schriftführer

2.

Dem Ausschuss gehören der Obmann, Obmannstellvertreter Kassier und Schriftführer an.

§7

Bestellung der Organe

1.

Zur Leistung und Besorgung der Gemeinschaftsangelegenheiten wählen die Mitglieder aus ihrer Mitte in der Mitgliederversammlung einen 


gliedrigen Ausschuss und zwar in gesonderten Wahlgängen den Obmann, Obmannstellvertreter, Kassier und Schriftführer.

2.

Die Funktionsdauer des Ausschusses beträgt 3 Jahre.

3.

Für die Wahl gelten folgende Vorschriften:

a)  Voraussetzung für die Durchführung der Wahl ist, dass mindestens die Hälfte der Mitglieder oder deren bevollmächtigte Vertreter anwesend sind, Miteigentümer werden hierbei als ein Mitglied gezählt.

b)  Jedem Mitglied steht eine Stimme zu, Miteigentümer haben zusammen eine Stimme;

c)  die Wahl ist anlässlich der konstituierenden Versammlung von einem Gemeindeorgan zu leiten, bei späteren Wahlen leitet die Wahl des neuen Obmannes der bisherige Obmannstellvertreter, die Wahl der übrigen Ausschussmitglieder leitet der neugewählte Obmann;

d)  als gewählt gelten jene Mitglieder, die meisten Stimmen auf sich vereinen; bei Stimmgleichheit entscheidet das Los.

Die Wiederwahl nach Ablauf der Funktionsdauer ist zulässig.

Scheiden während der Funktionsperiode Ausschussmitglieder aus, so ist für den Rest der Wahlperiode eine Ergänzungswahl durchzuführen; für diese Ergänzungswahl sind die Bestimmungen des Abs. 3 lit. a bis d sinngemäß anzuwenden.

Sämtliche Wahlergebnisse sind unverzüglich unter Bekanntgabe des Namen und der Anschrift der Gewählten der Gemeinde bekanntzugeben.

§ 8

Die Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung besteht aus der Gesamtheit der Mitglieder, wobei Miteigentümer zusammen als ein Mitglied gezählt werden.

Sämtliche Mitglieder treten einmal im Jahr zu einer ordentlichen Mitgliederversammlung zusammen.

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung hat stattzufinden, wenn:

a)  mindestens ¼ der Mitglieder dies verlangt,

b)  der Obmann oder der Ausschuss dies verlangen,

c)  die Aufsichtsbehörde (Gemeinde) dies verlangt.

Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Obmann. Die Einberufung hat die Mitglieder schriftlich unter Angabe der Tagesordnung gegen Zustellnachweis derart zu ergehen, dass sie mindestens 8 Tage vor der ordentlichen Mitgliederversammlung bzw. 48 Stunden vor der außerordentlichen Mitgliederversammlung jedem Mitglied zukommt. Bei Abwesenheit eines Mitgliedes bzw. eines Zustellungsbevollmächtigten kann die Zustellung der Einberufung auch an volljährige Familienmitglieder oder Bedienstete erfolgen. Weiters ist auch die Einberufung durch die Post mittels eingeschriebenen Briefes unter Einhaltung der vorgenannten Fristen zulässig. Bei Vorliegen eines Miteigentumsverhältnisses ist ein Zustellungsbevollmächtigter namhaft zu machen.

5.

An der Mitgliederversammlung haben die Mitglieder persönlich teilzunehmen oder sich durch einen Eigenberechtigten, mit schriftlicher Vollmacht ausgewiesenen Machthaber vertreten zu lassen; ein Bevollmächtigter darf jedoch höchstens ein Mitglied vertreten. Von einer Vollmacht ist abzusehen, wenn es sich um die Vertretung durch bekannte Familienmitglieder handelt, sofern diese Vertretungsbefugnis nicht ausdrücklich widerrufen wird.

Minderjährige und solche Mitglieder, die nicht im Vollbesitz ihrer bürgerlichen Rechte stehen, werden durch ihre gesetzlichen Vertreter vertreten.

Der Aufsichtsbehörde (Gemeinde) steht es frei, zu jeder Versammlung einen behördlichen Vertreter abzuordnen.

§ 9

Wirkungskreis der Mitgliederversammlung

a)  Die Wahl des Ausschusses (§ 7) sowie die Bestellung der Rechnungsprüfer (§ 21).

b)  Die Genehmigung der von den Rechnungsprüfern geprüften Jahresabrechnung und Entlastung des Kassiers sowie die Genehmigung des Voranschlages

c)  Beschlussfassung über allfällige Änderungen dieser Satzungen.

d)  Beschlussfassung über die Stellung von Anträgen um Enteignung von Grundflächen, die zur Errichtung des Interessentenweges erforderlich sind.

e)  Beschlussfassung über die Antragstellung auf Auflösung der Genossenschaft.

f)  Zustimmung zum Austritt aus der Genossenschaft.

g)  Beschlussfassung über die Aufnahme von Darlehen und Krediten.

h)  Beschlussfassung über die Errichtung von gerichtlichen Klagen, sowie von Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshofbeschwerden.

i)  Beschlussfassung über den Erwerb und die Veräußerung und Belastung unbeweglichen Vermögens.

j)  Schlichtung von Streitigkeiten zwischen den Mitgliedern untereinander, wenn einer der Streitteile Ausschussmitglied ist, sowie zwischen den Mitgliedern und der Genossenschaft.

§ 10

Beschlussfähigkeit und Leitung der Mitgliederversammlung

1.

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder vorschriftsmäßig eingeladen wurden und mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend oder vertreten ist.

2.

Ist die Hälfte der Mitglieder nicht anwesend oder vertreten, so ist die neuerlich mit gleicher Tagesordnung einzuberufende Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, worauf in der Einberufung besonders hinzuweisen ist. Diese Bestimmung gilt nicht im Falle der beabsichtigen Beschlussfassung über die im § 11, Abs. 2 dieser Satzungen angeführten Angelegenheiten.

3.

Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Obmann, bei dessen Verhinderung der Obmannstellvertreter. Dieser hat nach Feststellung der Beschlussfähigkeit die einzelnen Punkte der Tagesordnung in Verhandlung zu nehmen, Anträge zur Abstimmung zu bringen und nach Erledigung der Tagesordnung die Mitgliederversammlung zu schließen.

§ 11

Beschlussfassung und Wertigkeit der Stimmen

Die Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt jener Antrag als Beschluss, welchem der Obmann mit seiner Stimme beitritt. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung.

Für die Beschlussfassung sind 2/3 Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich bei:

a)  Satzungsänderungen

b)  Zustimmung zum Austritt aus der Genossenschaft

c)  Veräußerung unbeweglichen Vermögens

d)  Auflösung der Genossenschaft

Jedes Mitglied hat bei der Abstimmung soviel Stimmen, als es Anteile gem. § 5 dieser Satzungen zu leisten hat.

§ 12

Niederschriften

Über jede Mitgliederversammlung ist unter Angabe des Tages, der an- und abwesenden Mitglieder und der Tagesordnungspunkte vom Schriftführer eine Niederschrift zu verfassen. In dieser sind die wichtigsten Vorgänge insbesondere die Wahlergebnisse, die gestellten Anträge und die gefassten Beschlüsse übersichtlich festzuhalten. Die Niederschrift ist spätestens in der nächsten Mitgliederversammlung vorzulesen und falls sie von dieser genehmigt wird vom Obmann, vom Schriftführer und von einem Mitglied zu unterfertigen.

§ 13

Der Obmann

Sein Wirkungskreis umfasst

a)  die Vertretung der Genossenschaft nach außen

b)  die Vollziehung der satzungsgemäß zustande gekommenen Beschlüsse

c)  die laufende Verwaltung (die Einbringung von Rechtsmitteln gegen Bescheide von Verwaltungsbehörden sowie gegen Urteile und Beschlüsse von Gerichten jedoch nur mit vorheriger Zustimmung.

d)  die Einbringung und Leitung der Mitgliederversammlung und des Ausschusses;

e)  die Aufsicht über die Erhaltung und Benützung des Interessentenweges sowie über das gesamte bewegliche Vermögen der Genossenschaft;

f)  die Aufnahme von Bediensteten bis zu 3 Tagen; darüber hinaus und zwar bis zu einem Zeitraum von 3 Monaten durch den Ausschuss;

g)  die Erstellung des Voranschlages für das kommende Jahr unter Mitwirkung des Kassiers;

h)  die Beantragung von unaufschiebbaren, die Erhaltung und Benützung des Interessentenweges betreffenden Anordnungen bei Gefahr in Verzug bei der Bezirkshauptmannschaft, worüber unverzüglich dem Ausschuss zu berichten ist.

§ 14

Der Obmannstellvertreter

Der Obmannstellvertreter tritt bei Abwesenheit oder sonstiger Verhinderung des Obmannes in dessen Rechte und Pflichten unbeschränkt ein.

§ 15

Der Ausschuss

1.

Der Ausschuss wird vom Obmann nach Bedarf einberufen.

2.

Die Einberufung hat schriftlich unter Angabe der Tagesordnung gegen Zustellnachweis derart zu erfolgen, dass sie mindestens 48 Stunden vor der Ausschusssitzung jedem Ausschussmitglied zukommt.

3.

Über jede Ausschusssitzung ist eine Niederschrift zu verfassen, wobei die Bestimmungen des

§ 12 dieser Satzungen sinngemäß anzuwenden sind.

§ 16

Wirkungskreis des Ausschusses

1.

Dem Ausschuss obliegt die Beschlussfassung über jene Angelegenheiten, die laut Satzung in den Wirkungskreis des Ausschusses fallen, sowie jene Angelegenheiten, die nicht ausdrücklich der Mitgliederversammlung, dem Obmann oder einem anderen Organ zugewiesen sind.

2.

Insbesondere fällt in die Zuständigkeit des Ausschusses - ausgenommen bei Gefahr in Verzug - die Beantragung von vorübergehenden Verkehrsbeschränkungen bei der Bezirkshauptmannschaft.

§ 17

Beschlussfähigkeit des Ausschusses

1.

Der Ausschuss ist Beschlussfähig, wenn alle Mitglieder vorschriftsmäßig eingeladen wurden und außer dem Obmann mindestens zwei Ausschussmitglieder anwesend sind.

2.

Den Vorsitz in der Ausschusssitzung führt der Obmann, bei dessen Verhinderung der Obmannstellvertreter.

§ 18

Beschlussfassung

Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt jener Antrag als Beschluss, welcher der Obmann mit seiner Stimme beitritt. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung.

§ 19

Der Kassier

1.

Ihm obliegen die gesamte Kassengebarung, die Führung der Jahresrechnung über die gemeinsamen Einnahmen und Ausgaben, worüber er jährlich der ordentlichen Vollversammlung unter Vorlage aller Nachweise Rechenschaft zu geben hat; sowie alle sonstigen einschlägigen Vormerkungen.

2.

Alle für die Genossenschaft einlangenden Geldbeträge sind von ihm gegen Ausstellung von Zahlungsquittungen zu übernehmen und sogleich zu verbuchen. Ihm obliegt weiters die rechtzeitige Einbringung der Beitragsleistungen, die Verwahrung des Barvermögens, der Wertpapiere sowie sämtlicher Kassen - der Erstellung des Voranschlages.

3.

Die Jahresrechnung samt Belegen ist dem Obmann spätestens drei Wochen vor der ordentlichen Mitgliederversammlung zwecks Überprüfung durch die Rechenprüfer zu übergeben.

4.

Auszahlungen dürfen nur über schriftliche Anweisung des Obmannes gegen saldierte Rechnungen oder Empfangsscheine geleistet werden.

§ 20

Der Schriftführer

Dem Schriftführer obliegt die Führung des Schriftverkehrs der Genossenschaft. Im Falle der Verhinderung des Schriftführers bei Mitgliederversammlungen und Ausschusssitzungen hat der Obmann ein anderes Ausschussmitglied mit der Aufnahme der Niederschriften zu betrauen.

§ 21

Der Rechnungsprüfer

1.

Gleichzeitig mit der Wahl des Ausschusses bestellt die Mitgliederversammlung für die Dauer von 3 Jahren 


 Rechnungsprüfer. Diese dürfen nicht dem Ausschuss angehören.

2.

Die Aufgabe der Rechnungsprüfer ist die Prüfung der Jahresrechnung. Zu diesem Zweck ist ihnen dieselbe samt den Belegen spätestens 2 Wochen vor der ordentlichen Mitgliederversammlung vom Obmann zu übergeben.

3.

Die Rechnungsprüfer haben das Überprüfungsergebnis schriftlich festzulegen und der ordentlichen Mitgliederversammlung vorzulegen.

§ 22

Vertretungshandlungen

1.

Vertretungshandlungen, die der Genossenschaft Verbindlichkeiten auferlegen, sind bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit vom Obmann und einem weiteren Ausschussmitglied vorzunehmen; dies gilt insbesondere für die Fertigung von Urkunden.

2.

Die Befugnis zur Fertigung von Urkunden wird Gerichten und Verwaltungsbehörden gegenüber durch eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde (Gemeinde) nachgewiesen.

§ 23

Schlichtung von Streitigkeiten

1.

Aus dem Gemeinschaftsverhältnis entstandene Streitigkeiten zwischen den Mitgliedern untereinander sind vom Ausschuss im Vergleichswege beizulegen. Anträge auf Schlichtung solcher Streitigkeiten sind von den Streitteilen beim Obmann einzubringen, welcher binnen 4 Wochen eine Ausschusssitzung einzubringen hat, zu welcher auch die Streitteile einzuladen sind. Ist einer der Streitteile Mitglied des Ausschusses, so ist zur Schlichtung derartiger Streitigkeiten die Mitgliederversammlung unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des Abs. 2 zuständig.

2.

Aus dem Gemeinschaftsverhältnis entstandene Streitigkeiten zwischen der Genossenschaft und den Mitgliedern sind von der Mitgliederversammlung im Vergleichswege beizulegen. Anträge auf Schlichtung solcher Streitigkeiten sind von den Streitteilen beim Obmann einzubringen, welcher binnen vier Wochen eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen hat.

3.

Über Streitigkeiten, die zwischen den Mitgliedern untereinander oder zwischen der Genossenschaft und den Mitgliedern aus dem Gemeinschaftsverhältnis entstehen und nicht bereits vom Ausschuss bzw. von der Mitgliederversammlung beigelegt werden konnten, entscheidet auf Antrag die Aufsichtsbehörde (Gemeinde).

§ 24

Satzungsänderungen

Jede von der Mitgliederversammlung beschlossene Satzungsänderung ist unverzüglich der Gemeinde bekanntzugeben.

1.

Der Beschluss der Mitgliederversammlung über den Antrag auf Auflösung der Genossenschaft ist unverzüglich der Gemeinde vorzulegen. Die Auflösung tritt mit Rechtskraft der Verordnung der Gemeinde mit der die Auflösung verfügt wird, ein. Vor Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen der Genossenschaft ist die Auflösung derselben nicht möglich.

2.

Der Beschluss über den Antrag auf Auflösung hat detaillierte Bestimmungen über die Erfüllung der noch bestehenden Verbindlichkeiten der Genossenschaft sowie über die Liquidierung des vorhandenen Vermögens zu enthalten.

Diese Satzungen wurden in der Mitgliederversammlung am 





 beschlossen.


Datum:









Der Obmann:
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